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Landkreis Vorpommern-Rügen

Die der Insel Vilm vorgelagerte, bisher gemeindefreie Landflä-
che – belegen in der Flur 1 der Gemarkung Vilm (vgl. Anlage) – 
wird gemäß § 11 Absatz 2 der Kommunalverfassung aus Gründen 
der Rechtssicherheit und zum Zwecke der Ausübung hoheitlicher 
Befugnisse mit Wirkung zum 15. August 2016 in die Stadt Putbus 
inkommunalisiert.

AmtsBl. M-V 2016 S. 866 

Inkommunalisierung gemeindefreier Landflächen

Bekanntmachung des Ministeriums für Inneres und Sport

Vom 27. Juli 2016 – II 300 - 177-5280H-2011/016-015 – 

Aufgrund des § 11 Absatz 3 der Kommunalverfassung gibt das Ministerium für Inneres und Sport folgende Gebietsänderung bekannt:

Anlage
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Zum 1. Januar 2014 sind die Richtlinien über die dienstliche Beur-
teilung der Beamtinnen und Beamten sowie der Tarifbeschäftigten 
der Landesverwaltung (Beurteilungsrichtlinien – BeurtRL) vom 
23. September 2013 in Kraft getreten. Nach der ersten Regelbeur-
teilungsrunde im Jahr 2014 haben die Beurteilerinnen und Beur-
teiler erste Erfahrungen gesammelt. Aber auch die personalbear-
beitenden Stellen und die Verfasser der Beurteilungsrichtlinien 
konnten anhand konkreter Nachfragen Unsicherheiten oder Un -
stimmigkeiten bei Anwendung der neuen Richtlinien identifizie-
ren. Darüber hinaus wurden die Beurteilungsrichtlinien im Jahr 
2015 einer Evaluation unterzogen.

Sowohl die gesammelten Erfahrungen als auch die Evaluation 
haben gezeigt, dass vereinzelte Regelungen einer Erläuterung 
bedürfen. Die folgenden erläuternden Hinweise sind das Ergebnis 
dieser Erfahrungen sowie der durch die Evaluation gewonnenen 
Erkenntnisse.

Diese haben die Aufgabe, die Richtlinien an den Stellen, an der 
sich Erläuterungs- oder Konkretisierungsbedarf ergeben hat, zu 
erklären oder Beispiele aufzuzeigen.

Sie sollen nicht die intensive Lektüre der Beurteilungsrichtli-
nien ersetzen.

A  Hinsichtlich der einzelnen Nummern der Beurteilungs-
richtlinien wird auf Folgendes hingewiesen:

1 Zu Nummer 3.2: Anlassbeurteilung

  Bei den Personalangaben der Anlage 1 ist unter anderem an -
zukreuzen, ob auf Verlangen die Schwerbehindertenvertre-
tung beteiligt wurde. 

  In diesem Zusammenhang ist auf § 84 Absatz 1 SGB IX und 
die Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts des Landes 
Mecklenburg Vorpommern vom 9. Oktober 2003 (Az. 2 M 
105/03) zu verweisen. 

  Gemäß § 84 Absatz 1 SGB IX schaltet der Arbeitgeber bei 
Eintreten von personen-, verhaltens- oder betriebsbedingten 
Schwierigkeiten im Arbeits- oder sonstigen Beschäftigungs-
verhältnis, die zur Gefährdung dieses Verhältnisses füh-
ren können, möglichst frühzeitig die Schwerbehinderten-
vertretung und die in § 93 SGB IX genannten Vertretungen 
sowie das Integrationsamt ein, um mit ihnen alle Möglich-
keiten und alle zur Verfügung stehenden Hilfen zur Beratung 
und mögliche finanziellen Leistungen zu erörtern, mit denen 
die Schwierigkeiten beseitigt werden können und das 

Arbeits- oder sonstige Beschäftigungsverhältnis möglichst 
dauerhaft fortgesetzt werden kann. 

  In der oben genannten Entscheidung ist das Oberverwal-
tungsgericht des Landes Mecklenburg Vorpommern zu dem 
Ergebnis gelangt, dass eine Verletzung der Verfahrensvor-
schrift des § 84 Absatz 1 SGB IX zur formellen Rechtswid-
rigkeit der Beurteilung führt.

  Im Hinblick darauf, dass Beamtinnen und Beamte auf Probe 
gemäß § 23 Absatz 3 Nummer 2 BeamtStG bei fehlender 
Bewährung entlassen werden können, ist daher im Fall einer 
am Ende der Probezeit zu erstellenden Anlassbeurteilung, in 
der festgestellt werden soll, dass sich eine schwerbehinderte 
Beamtin oder ein schwerbehinderter Beamter nicht bewährt 
hat, die Schwerbehindertenvertretung von Amts wegen zu 
beteiligten. 

2  Zu Nummer 5.2.3: Konkretisierungen zur Potenzialein-
schätzung

  Mit der Ersten Änderung der Allgemeinen Laufbahnverord-
nung vom 23. September 2013 (ALVO M-V) wurde in § 43 
ein weiteres Personalsteuerungsinstrument aufgenommen, 
und zwar die prognostische Potenzialeinschätzung. 

  Danach ist über die zu Beurteilenden eine Einschätzung da -
rüber abzugeben, ob und inwieweit aufgrund besonderer 
Stärken, Fähigkeiten oder Veranlagungen künftige Entwick-
lungsmöglichkeiten für noch nicht wahrgenommene Aufga-
ben gesehen werden. Für zu Beurteilende mit Führungsver-
antwortung oder für zu Beurteilende, für die eine Einschät-
zung des Führungspotenzials möglich ist, ist das Führungs-
potenzial einzuschätzen.

  Für die prognostische Einschätzung des Entwicklungspotenzi-
als ist es wichtig, sich zu verdeutlichen, wozu sie dienen soll.

  Mit der Potenzialeinschätzung soll eine Prognose über die wei-
teren Entwicklungsmöglichkeiten der jeweiligen Mitarbeite-
rin/des Mitarbeiters vorgenommen werden. Sie soll ein Indiz 
dafür sein, wohin sich die – beziehungsweise derjenige gege-
benenfalls weiter entwickeln kann. Die Potenzialeinschätzung 
dient damit sowohl der Einschätzung und Orientierung der/des 
Beurteilenden als auch der Beurteilung laufbahnbezogener 
Anforderungen. Da die Potenzialeinschätzung in die Zukunft 
gerichtet ist, fließt sie nicht in die Gesamtbewertung ein.

  Einschätzungen entstehen aus Beobachtungen und der 
Bewertung von Verhalten. Aus diesem Grund sollte daher in 

Erläuternde Hinweise der Landesregierung zu den Richtlinien über 
die dienstliche Beurteilung der Beamtinnen und Beamten sowie 

der Tarifbeschäftigten der Landesverwaltung  
(Beurteilungsrichtlinien – BeurtRL) vom 23. September 2013 (AmtsBl. M-V S. 706)

Bekanntmachung der Landesregierung

Vom 2. August 2016

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2030 - 37 - 1
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der Begründung der Einschätzung möglichst konkret benannt 
werden, woran das jeweilige Potenzial erkennbar ist. Es bie-
tet sich an, die jeweiligen Fähigkeiten, Stärken oder Veranla-
gungen zu beschreiben und gegebenenfalls anhand von Bei-
spielen zu begründen, woran das jeweilige Potenzial erkenn-
bar wird. Es sollte deutlich werden, an welchen Beobachtun-
gen festgemacht wird, dass der oder die zu Beurteilende über 
ein bestimmtes Potenzial verfügt. 

  Auf diese Weise kann sich sowohl die personalbearbeitende 
Stelle als auch eine Auswahlkommission ein Bild davon 
machen, über welches weitergehende Potenzial die Person 
verfügt. 

 Zu den Anlagen 1 und 4

  In den Anlagen 1 und 4 der Beurteilungsrichtlinien sind 
bezüglich der Potenzialeinschätzung zum einen das fachliche 
und sonstige Potenzial (3.1 der Anlagen 1 und 4) und zum 
anderen das Führungspotenzial (3.2 der Anlagen 1 und 4) 
einzuschätzen. Die getroffenen Einschätzungen sind jeweils 
zu begründen. 

  In diesem Zusammenhang stellte sich bei einigen Fallkons-
tellationen die Frage, welche Auswahlmöglichkeit anzukreu-
zen ist. Vor diesem Hintergrund werden im Folgenden einige 
(nicht abschließende) Beispiele aufgeführt:

 Fachliches und sonstiges Potenzial:

  Potenzialeinschätzung ist nicht möglich.

  Anzukreuzen, wenn kein oder noch kein über die jetzige 
Aufgabe hinausgehendes Potenzial zu erkennen ist.

   Weitere Entwicklungsmöglichkeiten in der jetzigen Auf-
gabe sind gegeben.

  Anzukreuzen, wenn der oder die zu Beurteilende auf dem 
derzeit wahrgenommenen Dienstposten über weiteres Poten-
zial verfügt. 

  Potenzial für andere/erweiterte Aufgaben ist vorhanden.

  Anzukreuzen, wenn der oder die zu Beurteilende sowohl die 
auf dem derzeit wahrgenommenen Dienstposten geforderten 
Anforderungen erfüllt als auch darüber hinaus gehende 
andere/erweiterte Anforderungen erfüllen könnte.

  Potenzial für höherwertige Aufgaben ist vorhanden.

  Anzukreuzen, wenn der oder die zu Beurteilende auch Anfor-
derungen auf höherwertigen Dienstposten gegebenenfalls 
mit Führungsaufgaben, Spezialaufgaben oder herausgehobe-
nen Aufgaben erfüllen könnte.

 Führungspotenzial:

  Einschätzung des Führungspotenzials ist nicht möglich.

  Anzukreuzen, wenn der oder die zu Beurteilende die wahrge-
nommene Führungsaufgabe nicht oder noch nicht ausfüllt. 

   Potenzial für eine erste Führungsaufgabe ist vorhanden.

  Anzukreuzen, sofern der oder die zu Beurteilende in seiner 
beziehungsweise ihrer jetzigen Führungsaufgabe bereits 
erfolgreich tätig ist beziehungsweise durch Teamleitung, 
Projektleitung, Ausbildungsleitung oder Ähnliches Potenzi-
ale zum „Führen“ erkennen lässt. 

   Führungspotenzial für die nächst höhere Ebene ist vor-
handen.

  Anzukreuzen, wenn der oder die zu Beurteilende über die 
jetzige Führungsebene hinaus Potenziale aufweist. 

  Führungspotenzial für weitere Ebenen ist vorhanden.

  Diese Aussage geht über die Beurteilung „Führungspotenzi-
al für eine nächst höhere Ebene ist vorhanden“ hinaus und 
bezeichnet das Potenzial für die „übernächste und weitere 
Ebenen“. 

  Im Übrigen ist beim Führungspotenzial darauf zu achten, 
dass ein hohes fachliches Potenzial nicht zwangsläufig auch 
ein (hohes) Führungspotenzial bedeuten muss.

  Es wird darauf hingewiesen, dass Mehrfachnennungen mög-
lich sind.

3 Zu Nummer 5.2.4: Gesamtbewertung 

3.1  Erfordernis einer verbalen Begründung der Gesamtbewer-
tung

  Gemäß Nummer 5.2.4 ist die Beurteilung mit einer Gesamt-
bewertung abzuschließen. 

  Weitere Vorgaben für die Gesamtbewertung finden sich unter 
Abschnitt II Nummer 4 der Anlage 1 der Beurteilungsrichtli-
nien. So enthält Fußnote 5 folgende Aussage:

  „Abweichungen von in Anlassbeurteilungen oder Beurtei-
lungsbeiträgen bewerteten Kompetenz- oder Befähigungs-
merkmalen sind zu begründen.“

 Hierzu ist auf Folgendes hinzuweisen:

  Die Vorgabe, dass Abweichungen von in Anlassbeurteilun-
gen oder Beurteilungsbeiträgen bewerteten Kompetenz- oder 
Befähigungsmerkmalen stets zu begründen sind, setzt Anfor-
derungen der höchstrichterlichen Rechtsprechung um, 
wonach sicherzustellen ist, dass Werturteile auf einer tragfä-
higen Tatsachengrundlage beruhen und sich an den von Arti-
kel 33 Absatz 2 GG vorgegeben Kriterien orientieren. 

  In seiner Entscheidung vom 17. September 2015 (Az.: 2 C 
13.14) hat sich das Bundesverwaltungsgericht erneut mit 
dem Begründungserfordernis der Gesamtbewertung befasst. 

  Das Gericht hat festgestellt, dass auch das Gesamturteil der 
dienstlichen Beurteilung in der Regel einer gesonderten 
Begründung bedarf und dies im Wesentlichen damit be -
gründet, dass die dienstliche Beurteilung an den Auswahlkri-
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terien des Artikels 33 Absatz 2 GG zu orientieren ist, um eine 
Grundlage für nachfolgende Auswahlentscheidungen darstel-
len zu können. Wie die einzelnen Auswahlkriterien zu gewich-
ten sind, gibt Artikel 33 Absatz 2 GG aber nicht unmittelbar vor. 
Im Rahmen des ihm zustehenden Ermessens sei es daher Sache 
des Dienstherrn, festzulegen, welches Gewicht er den einzelnen 
Merkmalen beimessen will. Aus diesem Grund sei das abschlie-
ßende Gesamturteil durch eine Würdigung, Gewichtung und 
Abwägung der einzelnen bestenauswahlbezogenen Gesichts-
punkte zu bilden. Diese Gewichtung bedürfe schon deshalb 
einer Begründung, weil nur so die Einhaltung gleicher Maßstä-
be gewährleistet und das Gesamturteil nachvollzogen und einer 
gerichtlichen Überprüfung zugeführt werden könne.

  Darüber hinaus rechtfertige sich ein individuelles Begrün-
dungserfordernis für das Gesamturteil auch aus dessen be -
sonderer Bedeutung als primär maßgebliche Grundlage bei 
einem späteren Leistungsvergleich in einem an Artikel 33 
Absatz 2 GG zu messenden Auswahlverfahren.

  Im Hinblick auf diese Entscheidung ist künftig daher wie 
folgt zu verfahren:

  Es bedarf in der Regel einer individuellen verbalen Be -
gründung des Gesamturteils. Eine verbale Begründung 
ist nur dann entbehrlich, wenn im konkreten Fall eine 
andere Note nicht in Betracht kommt, weil sich die verge-
bene Note – vergleichbar einer Ermessensreduzierung 
auf Null – geradezu aufdrängt (zum Beispiel bei Vergabe 
einer einzigen Bewertungsstufe für sämtliche bewerteten 
Einzelmerkmale). 

  Im Übrigen ist bei der verbalen Begründung darauf zu 
achten, dass die Gesamtbewertung aus der Bewertung 
der Einzelmerkmale unter Würdigung ihrer Gewichtung 
und des Gesamtbildes einschließlich der beurteilungsre-
levanten Besonderheiten festzusetzen ist. Die verbale Be -
gründung muss mit diesen Einzelbewertungen in Ein-
klang stehen.

3.2 Umgang mit „Kriterien von besonderer Wichtigkeit“

  Gemäß Nummer 5.2.4 Satz 5 sind die Einzelmerkmale, die 
für den Aufgabenbereich von besonderer Wichtigkeit sind, in 
der Beurteilung zu kennzeichnen. Da es sich hierbei um Kri-
terien handeln soll, die auf dem speziellen Arbeitsplatz von 
besonderer Bedeutung sind, ist es folgerichtig, dass die 
Bewertung eines Kriteriums als „besonders wichtig“ nur in 
begrenzter Zahl (höchstens 5) vergeben werden kann. 

  Die Entscheidung, welche Kriterien besonders wichtig sind, 
ist zu treffen, bevor mit der Bewertung der Leistungen im 
Rahmen der einzelnen Kriterien begonnen wird. 

  Bei Begründung der Gesamtbewertung ist die Gewichtung 
der Einzelmerkmale zu würdigen.

3.3 Bewertung des Ausdrucksvermögens

  Gemäß Abschnitt II Nummer 1.1 der Anlagen 1 und 3 ist im 
Rahmen der Bewertung der Einzelmerkmale auch die Fach-

kompetenz und dort unter Buchstabe b das Ausdrucksvermö-
gen zu bewerten. Dabei wird nicht zwischen mündlichem 
und schriftlichem Ausdruck unterschieden.

  Im Hinblick darauf, dass sich das schriftliche und mündliche 
Ausdrucksvermögen erheblich unterscheiden können, ist es 
geboten, im Rahmen der Gesamtbewertung auf gegebenen-
falls bestehende signifikante Unterschiede einzugehen. 

3.4 Keine Rundung des arithmetischen Mittelwertes

  Der sich in der zusammenfassenden Übersicht der Anlage 1 
am Ende ergebende Mittelwert wird nicht gerundet.

  Dies ergibt sich aus Nummer 5.2.4 Satz 4 der Beurteilungs-
richtlinien. Danach ist die Gesamtbewertung aus der Bewer-
tung der Einzelmerkmale unter Würdigung ihrer Gewichtung 
und des Gesamtbildes einschließlich der beurteilungsrele-
vanten Besonderheiten festzusetzen. 

3.5 Keine Vergabe von Zwischennoten

  Die Gesamtnote in Anlage 1 wird gemäß Nummer 5.2.4 
Absatz 2 nach den vorgegebenen Notenstufen 80, 90, 100, 
110 und 120 Punkte vergeben. Bei der Gesamtnote gibt es 
keine Zwischennoten. So kann zum Beispiel nicht die Note 
„105“ vergeben werden.

4  Zu Nummer 5.4.2: Zuordnung zu den Vergleichsgrup-
pen

  Für die Zuordnung zum Beurteilungsstichtag wird auf die 
tatsächliche Eingruppierung der Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen abgestellt. Auf die Gewährung von Zulagen 
oder die vorübergehende Ausübung einer höherwertigen 
Tätigkeit kommt es nicht an. Diese Aspekte können jedoch 
in der Begründung der Gesamtbewertung berücksichtigt 
werden. 

  Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass sich die Zuständig-
keit für die Erstellung einer Beurteilung und der Zuordnung 
zu einer Vergleichsgruppe im Fall einer Abordnung nach der 
aufnehmenden Stelle richtet. Maßgeblich ist die tatsächliche 
Zuordnung am Beurteilungsstichtag. 

B Abschließende Anmerkungen

 –  Die Beurteilung soll den aktuellen Leistungsstand wider-
spiegeln. Prognostische Aussagen haben ihren Platz 
daher bei der Potenzialeinschätzung. 

 –  Die ganze Bandbreite der Beurteilungsskala ist unter 
Berücksichtigung der Richtwerte auszuschöpfen, soweit 
dazu Veranlassung besteht.

 –  Gemäß Nummer 7.1.3 ist bei einem Beurteilungsbeitrag 
oder einer Anlassbeurteilung der Beurteilungsmaßstab 
wie bei einer Regelbeurteilung anzulegen.

AmtsBl. M-V 2016 S. 869 
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1. Die Indexzahl, mit der nach

 –  § 2 Absatz 1 der Baugebührenverordnung vom 10. Juli 
2006 (GVOBl. M-V S. 588, 666), die zuletzt durch Arti-
kel 3 der Verordnung vom 14. April 2016 (GVOBl. M-V 
S. 171, 192) geändert worden ist, die anrechenbaren Bau-
werte nach der Anlage 2 der Baugebührenverordnung

 und

 –  § 39 Absatz 1 der Bauprüfverordnung vom 14. April 2016 
(GVOBl. M-V S. 171) die anrechenbaren Bauwerte nach 
Anlage 1 der Bauprüfverordnung

  ab dem 1. September 2016 zu vervielfältigen sind, beträgt: 
1,289.

  Die sich daraus ergebenden anrechenbaren Bauwerte werden 
in der als Anlage zu dieser Vorschrift beigefügten Tabelle 
bekannt gegeben.

2.  Der Stundensatz nach § 41 Absatz 5 der Bauprüfverordnung 
beträgt bis zum 31. Mai 2017 je angefangene halbe Stunde  
46 Euro, ab dem 1. Juni 2017 je angefangene halbe Stunde  
47 Euro.

3.  Diese Bekanntmachung tritt am 1. September 2016 in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung der Indexzahl für anre-
chenbare Bauwerte nach der Baugebührenverordnung und der 
Prüfingenieure- und Prüfsachverständigenverordnung sowie 
Höhe des Stundensatzes nach § 29 Absatz 5 der Prüfingenieu-
re- und Prüfsachverständigenverordnung vom 23. Juli 2015 
(AmtsBl. M-V S. 495) außer Kraft.

AmtsBl. M-V 2016 S. 872 

Indexzahl für anrechenbare Bauwerte nach der Baugebührenverordnung 
und der Bauprüfverordnung sowie Höhe des Stundensatzes nach 

§ 41 Absatz 5 der Bauprüfverordnung

Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft, Bau und Tourismus 

Vom 27. Juli 2016 – V 510 – 

VV Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2013 - 11

Anlage
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Anlage

Tabelle der anrechenbaren Bauwerte je Kubikmeter Brutto-Rauminhalt ab dem
1. September 2016

Nummer Gebäudeart
anrechenbare 
Bauwerte in 
Euro je 
Kubikmeter (m³)

1

2

3 

4

5

6 

7 

8

9 
 

10

11 
 
 
 
 
 
 
11.1

11.2
 

11.3
 

12

Wohngebäude

Wochenendhäuser

Büro- und Verwaltungsgebäude, Banken und Arztpraxen

Schulen

Kindertageseinrichtungen

Hotels, Pensionen und Heime bis jeweils  
60 Betten, Gaststätten

Hotels, Heime und Sanatorien mit jeweils 
mehr als 60 Betten

Krankenhäuser

Versammlungsstätten wie Mehrzweckhallen, soweit nicht 
nach den Nummern 11 und 12, Theater, Kinos

Hallenbäder

eingeschossige, hallenartige Gebäude wie Verkaufsstätten, 
Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude in einfachen 
Rahmen- oder Stiel-Riegel-Konstruktionen und mit nicht mehr als 
50 000 m³ Brutto-Rauminhalt sowie einfache Sporthallen und 
landwirtschaftliche Betriebsgebäude, soweit sie nicht der 
Nummer 19 zuzuordnen sind

bis 2 500 m³ Brutto-Rauminhalt

Bauart schwer1

sonstige Bauart

der 2 500 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt bis 5 000 m³

Bauart schwer1

sonstige Bauart

der 5 000 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt 

Bauart schwer1

sonstige Bauart

andere eingeschossige Verkaufsstätten, Sportstätten

122

107

165 

156

139

139 

162 

182

139 
 

151
 
 
 
 
 
 
 
 

59

50

 

50

41

 

41

32 
 
93
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Nummer Gebäudeart
anrechenbare 
Bauwerte in 
Euro je 
Kubikmeter (m³)

13
 
14
 
 
15 
 

16
 
17
 
18

19
 
 
20

20.1

20.2

andere eingeschossige Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude

mehrgeschossige Verkaufsstätten mit nicht mehr als 50 000 m³ 
Brutto-Rauminhalt

mehrgeschossige Fabrik-, Werkstatt- und Lagergebäude mit nicht 
mehr als 50 000 m³ Brutto-Rauminhalt

eingeschossige Garagen, ausgenommen offene Kleingaragen

mehrgeschossige Mittel- und Großgaragen

Tiefgaragen

Schuppen, Kaltställe, offene Feldscheunen, offene Kleingaragen und 
ähnliche Gebäude

Gewächshäuser

bis 1 500 m³ Brutto-Rauminhalt

der 1 500 m³ übersteigende Brutto-Rauminhalt

82
 
125
 
 
108 
 

90
 
108
 
168

44
 
 
 

32

19

_____ 
1 Gebäude mit Tragwerken, die überwiegend in Massivbauart errichtet werden

Bei Gebäuden mit mehr als fünf Geschossen sind die anrechenba-
ren Bauwerte um 5 Prozent, bei Hochhäusern um 10 Prozent und 
bei Gebäuden mit befahrbaren Decken, außer bei den Num- 
mern 16 bis 18, um 10 Prozent zu erhöhen. Bei Hallenbauten mit 
Kränen, bei denen der Standsicherheitsnachweis für Kranbahnen 
geprüft werden muss, sind für die von Kranbahnen erfassten Hal-
lenbereiche anrechenbare Bauwerte von 49 Euro je Quadratmeter 
hinzuzurechnen.

Die in der Tabelle angegebenen Werte berücksichtigen nur Flach-
gründungen mit Streifen- oder Einzelfundamenten. Mehrkosten 
für andere Gründungen wie Pfahlgründungen, Schlitzwände sind 
getrennt zu ermitteln und den anrechenbaren Bauwerten hinzuzu-
rechnen. Bei Flächengründungen sind je Quadratmeter Sohlplatte 
2 Kubikmeter zum Brutto-Rauminhalt hinzuzurechnen. 

Bei Gebäuden mit gemischter Nutzung sind für die Gebäudeteile 
mit verschiedenen Nutzungsarten die anrechenbaren Bauwerte 
anteilig zu ermitteln, soweit Nutzungsarten nicht nur Nebenzwe-
cken dienen.
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Im Justizvollzugsdienst des Landes Mecklenburg-Vorpom-
mern ist demnächst eine Stelle in der Laufbahngruppe 2, 2. Ein-
stiegsamt 

Psychologin/Psychologe 
in der Abteilung Sicherungsverwahrung der  

Justizvollzugsanstalt Bützow

befristet zu besetzen.

In der 2013 neu geschaffenen Abteilung für den Vollzug der Siche-
rungsverwahrung auf dem Gelände der JVA Bützow sind vorran-
gig Sicherungsverwahrte mit behandlungsbedürftiger Gewaltpro-
blematik untergebracht. Hierbei handelt es sich um eine heteroge-
ne Gruppe. Die Störungsbilder und die mit dem Delikt zusammen-
hängenden Faktoren variieren stark. Persönlichkeitsstörungen und 
Suchtverhalten stellen die in der Abteilung tätigen Bediensteten 
vor alltägliche Herausforderungen. Die Sicherungsverwahrten 
sind behandlungs- und vollzugserfahren und haben überwiegend 
gruppentherapeutische Interventionen bereits im Vollzug der 
Strafhaft durchlaufen.

Gesucht wird für das Behandlungsteam eine zielstrebige und verant-
wortungsbewusste Persönlichkeit mit abgeschlossenem Hochschul-
studium der Psychologie, die die Approbation als Psy  cho  logische/-r 
Psychotherapeut/-in mit kognitiv-behavioraler Aus  richtung bereits 
besitzt bzw. sich bereits in einem fortgeschrittenen Ausbildungssta-
dium nach Abschluss der klinischen Phase befindet. 

Das Aufgabengebiet umfasst neben der psychotherapeuti-
schen Behandlung u. a.:

– Begutachtung, Diagnostik und Krisenintervention 

–  Mitwirkung im Aufnahmeverfahren und bei der Vollzugspla-
nung 

–  psychologische Beratung und Behandlung von Sicherungs-
verwahrten, insbesondere mit Gewalt- und Sexualdelikten

–  Entwicklung und Durchführung von Gruppentraining und 
Behandlungsprogrammen

– Mitwirkung bei der Lockerungs- und Entlassungsplanung

–  Mitwirkung bei Disziplinar- und besonderen Sicherungsmaß-
nahmen

Anforderungen:

–  berufliche Erfahrungen in der Diagnostik, Gutachtenerstel-
lung und Behandlung von Randgruppenzugehörigen inner-
halb oder außerhalb der Institutionen

–  Erfahrungen in der psychologischen Behandlung von Straftä-
tern, wünschenswerterweise von Gewalt- bzw. Sexualstraftätern

–  Kooperations- und Teamfähigkeit, Zuverlässigkeit, Belastbar-
keit, Sensibilität

–  hohes Engagement, Flexibilität, kreative Leistungsbereit-
schaft, auch bei der vorübergehenden Übernahme unauf-
schiebbarer Arbeitsaufträge im Einzelfall

–  Denken und Handeln in Systemzusammenhängen, die Identi-
fikation mit den Zielen und Aufgaben der Institution Justiz-
vollzug

–  Bereitschaft zur Übernahme obligatorischer Verwaltungsauf-
gaben

Wir bieten:

– Vergütung nach Entgeltgruppe 13 TV-L

–  flexible Arbeitszeitgestaltung bei mindestens 20 Wochenar-
beitsstunden mit variablen Anpassungsmöglichkeiten

–  herausforderndes und vielfältiges Arbeitsfeld mit interessan-
ten Entwicklungsmöglichkeiten

–  Mitarbeit in einem jungen und leistungsfähigen, multidiszip-
linären Team

–  Einarbeitung zur Vorbereitung auf die zukünftigen Aufgaben

Der Einsatz in einer anderen Justizvollzugsanstalt, auch zum 
Zwecke der Einarbeitung, ist vorbehalten.

Bewerbungen von entsprechend qualifizierten Frauen sind aus-
drücklich erwünscht.

Schwerbehinderte Menschen werden bei gleicher Eignung bevor-
zugt.

Schriftliche Bewerbungen sind bis 15. September 2016 zu rich-
ten an:

 per Post: 
 Justizministerium Mecklenburg-Vorpommern 
 Abteilung 2/Personalreferat/Az. 5112Ef-165 
 Puschkinstraße 19 – 21 
 19055 Schwerin

 per Mail: 
 poststelle@jm.mv-regierung.de 
 Betreff: Stellenausschreibung 5112Ef-165

Wegen der erforderlichen Personalunterlagen kann gegebenen-
falls auf Personalakten Bezug genommen werden. Der Bewer-
bung ist in diesem Fall die Erklärung beizufügen, dass im Rahmen 
des Auswahlverfahrens mit der Einsichtnahme Dritter in die Per-
sonalakten, insbesondere auch durch Mitglieder der zuständigen 
Personalvertretung, Einverständnis besteht.

Bewerbungskosten können nicht erstattet werden.

Schwerin, den 25. Juli 2016

Justizministerium

AmtsBl. M-V 2016 S. 875 

Stellenausschreibung
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